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Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 
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Geschäftszahl 

2009/11/0209 

Rechtssatz 

Der Behörde kann nicht erfolgreich zum Vorwurf gemacht werden, dass sie das von ihr als das Tatbild der 
Verwaltungsübertretung nach § 14 Abs. 4 iVm. § 13c Abs. 2 Z. 3 TabakG 1995 verwirklichende Verhalten des 
Beschuldigten nicht in einer dem Gesetz entsprechenden Weise umschrieben hätte. Dass das vorgeworfene 
Verhalten, nämlich die nicht erfolgte Information des Personals, das Fehlen der Anweisung, rauchenden Gästen 
das Rauchen zu verbieten, das Fehlen ausreichender Hinweise auf das Rauchverbot sowie das Aufstellen von 
Aschenbechern, im Bescheid nicht ausreichend klar umschrieben wäre, trifft nicht zu. Dass in einem solchen 
Verhalten die mangelnde Sorge für die Einhaltung des Rauchverbotes zum Ausdruck kommt, kann ebensowenig 
bezweifelt werden. Bereits das Aufstellen von Aschenbechern wäre für die rechtliche Beurteilung, dass der 
Verpflichtung gemäß § 13c Abs. 2 Z. 3 TabakG 1995 nicht entsprochen wurde, ausreichend gewesen. Dem steht 
der Umstand, dass Aschenbecher nicht ausschließlich zur Aufnahme von Asche geeignet sind, nicht entgegen. 


